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§12
Operative Transportplanung

(1) Grundlage für die Durchführung des Gütertransports ist 
die Planung des Transportbedarfs, die den Umfang und die 
Richtung der Transporte, die Gutart sowie die Verteilung auf 
die Transportträger für einen bestimmten Zeitraum erfaßt.

(2) Die Transportpläne bestätigt der Minister für Verkehrs­
wesen. Wird zwischen Transportträgern und Transportkunden 
keine Einigung über die Realität der Bedarfsanmeldung erzielt 
oder wird die Kapazität der Transportträger durch den ange­
meldeten Transportbedarf überschritten, entscheidet der Mini­
ster für Verkehrswesen über vorzunehmende Maßnahmen, ins­
besondere über Verlagerung auf den Kraftverkehr.

(3) Der durch den Transportplan bestätigte Anteil an Trans­
portraum ist für die Transportkunden und die-Transportträger 
verbindlich und wird Inhalt der Transportverträge. Die Be­
kanntgabe an die Transportkunden erfolgt durch Transport­
planbescheid.

(4) Das Verfahren der operativen Transportplanung regelt 
der Minister für Verkehrswesen.

§13
Transportverträge

(1) Zwischen den Transportkunden und der Eisenbahn, der 
Binnenreederei bzw. den sozialistischen Kraftverkehrsbetrie­
ben oder Kraftverkehrseinsatzstellen sind zur Gestaltung der 
Beziehungen aus dieser Verordnung Transportverträge zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt, insbesondere auf der Grundlage 
von Lieferverträgen, abzuschließen.

(2) Die Allgemeinen Leistungsbedingungen für Transport­
verträge der jeweiligen Transportträger sind Bestandteil der 
Transportverträge.

(3) Bei Verletzung von Rechtspflichten aus dieser Verord­
nung oder den Transportverträgen kann neben dem tarifmä­
ßigen Entgelt und den in den Allgemeinen Leistungsbedingun­
gen festgesetzten oder besonders vereinbarten Vertragsstrafen 
und Preissanktionen Schadenersatz nur gefordert werden, 
wenn die Bestimmungen dieser Verordnung die Geltendma­
chung ausdrücklich zulassen. Die Vertragsstrafe bzw. Preis­
sanktion wird auf den geltend gemachten Schadenersatz an­
gerechnet.

Inanspruchnahme und Bereitstellung des Transportraumes
§14

(1) Der Transportraum ist vom Transportkunden fristgemäß 
so zu bestellen, daß der Transportraum grundsätzlich an allen 
7 Tagen der Woche und gleichmäßig in Anspruch genommen 
wird.

(2) Die Transportträger sind verpflichtet, den gemäß Abs. 1 
bestellten Transportraum bereitzustellen. Für die sozialisti­
schen Kraftverjcehrsbetriebe oder die Kraftverkehrseinsatz­
stellen gilt diese Pflicht nur hinsichtlich des von ihnen nach 
der Bestellung bestätigten Transportraumes.

(3) Bei Güterwagen bestimmter Bauart (z. B. mit bestimm­
tem Lade- oder Metergewicht, bestimmter Achsenzahl, Last­
grenze oder Ladefläche) hat der Absender keinen Anspruch 
auf Bereitstellung zu einem bestimmten Zeitpunkt.

(4) Die Verpflichtung zur gleichmäßigen Bereitstellung von 
Schiffsraum entfällt, wenn für den Transport Tankschiffe, 
Schiffe mit besonders langen Laderäumen, Schiffe mit beson­
deren Abmessungen (Spezialschiffe) benötigt werden oder die 
Einstellung des regelmäßigen Schiffsverkehrs angewiesen ist.

§15
(1) Die Transportkunden und Umschlagbetriebe sind ver­

pflichtet, den Transportraum nach Bereitstellung innerhalb 
der gesetzlichen oder vereinbarten Ladefristen zu be- oder 
entladen; die gesetzlichen Ladefristen werden vom Minister

für Verkehrswesen festgelegt. Im Transportvertrag sind kür­
zere als die gesetzlichen Ladefristen zu vereinbaren, wenn es 
die örtlichen Verhältnisse oder die Leistungsfähigkeit der 
Ladeeinrichtungen zulassen. %.

(2) Im Güternahverkehr mit Kraftfahrzeugen sind die 
Transportkunden verpflichtet, den Transportraum sofort nach 
der ladegerechten Bereitstellung zu be- oder entladen.

(3) Die Verpflichtung gemäß den Absätzen 1 und 2 ist wäh­
rend aller 24 Stunden des Tages — auch an Sonnabenden, 
Sonn- und Feiertagen — zu erfüllen, sofern nicht Arbeits­
schutzanordnungen das Ver- und Entladen von Gütern wäh­
rend der Dunkelheit untersagen. Vom Bestehen derartiger Ar­
beitsschutzanordnungen sind das zuständige Reichsbahnamt 
bzw. die Binnenreederei und der zuständige Kreis- oder Stadt­
transportausschuß vom Transportkunden oder Umschlag­
betrieb unverzüglich zu unterrichten. Die Transportkunden 
sind verpflichtet, die sich aus der Dunkelheit ergebenden Ge­
fahren für Leben und Gesundheit der Ladearbeiter durch ge­
eignete Maßnahmen zu beseitigen. Die -'Vorsitzenden der 
Kreis- oder Stadttransportausschüsse sind berechtigt, im Ein­
vernehmen mit den Arbeitsschutzinspektionen bei den Kreis­
vorständen des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes ent­
sprechende Auflagen zu erteilen.

§16
(1) Bei Überschreitung der gesetzlichen oder vereinbarten 

Ladefrist ist an die Eisenbahn Wagenstandgeld zu zahlen. 
Die Mitbenutzer von Anschlußbahnen sind gegenüber den 
Hauptanschließern zur Zahlung des Wagenstandgeldes ver­
pflichtet, sofern ein besonderes Wagenkontrollverfahren ver­
einbart ist.

(2) Bei Überschreitung der gesetzlichen oder vereinbarten 
Ladefrist ist an die Binnenreederei neben dem tarifmäßigen 
Schiffsliegegeld ein Zuschlag zu zahlen.

(3) Bei Überschreitung der gesetzlichen Ladefrist ist vom 
Frachtzahler an den Kraftverkehrsbetrieb oder die Kraftver­
kehrseinsatzstelle ein Zuschlag zu zahlen.

(4) Das Wagenstandgeld gemäß Abs. 1 sowie die Zuschläge 
gemäß den Absätzen 2 und 3 werden vom Minister für Ver­
kehrswesen festgelegt.

(5) Über die Verwendung der von den Transportträgern ver­
einnahmten Wagenstandgelder und Zuschläge entscheidet der 
Minister für Verkehrswesen im Einvernehmen mit dem Mini­
ster der Finanzen.

§17
Mietgüterwagen

Ist der Transport von Gütern infolge ihrer Beschaffenheit 
oder aus anderen Gründen mit Mietgüterwagen oder hierfür 
besonders bestimmten Güterwagen zweckmäßig, kann zwi­
schen den Transportkunden und der Eisenbahn die Nutzung 
bzw. Vermietung solcher Güterwagen vereinbart werden. Für 
die Nutzung und Vermietung gelten besondere Bedingungen 
der Deutschen Reichsbahn.

§18
Auflieferung und Weiterabfertigung von Wagenladungen
(1) Die Transportkunden sind bei nichtkombiniertem Trans­

port verpflichtet, die Wagenladungen — außer Staffelladungen 
und Tiersendungen — innerhalb der Deutschen Demokrati­
schen Republik zum durchgehenden Eisenbahntransport bis 
zum endgültigen Bestimmungsbahnhof aufzuliefern.

(2) Wird eine Wagenladung — auch nach Zuladung oder 
teilweiser Entladung — (ausgenommen Staffelladungen)

a) neu aufgeliefert oder
b) auf Grund

einer nachträglichen Verfügung des Absenders 
oder
einer Verfügung des Empfängers


